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Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts

Änderungsanträge des Parlaments in Spaltenform

Streichungen werden durch Fett- und Kursivdruck in der linken Spalte 
gekennzeichnet. Textänderungen werden durch Fett- und Kursivdruck in 
beiden Spalten gekennzeichnet. Neuer Text wird durch Fett- und 
Kursivdruck in der rechten Spalte gekennzeichnet.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 391/2009 im Hinblick auf den Austritt des 
Vereinigten Königreichs aus der Union
(COM(2018)0567 – C8-0384/2018 – 2018/0298(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2018)0567),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 100 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C8-0384/2018),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 17. Oktober 20181,

– nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Verkehr und Tourismus 
(A8‑0004/2019),

1. legt seinen Standpunkt in erster Lesung fest, indem es den Vorschlag der Kommission 
übernimmt;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1
Verordnung (EG) Nr. 391/2009
Artikel 8 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Alle anerkannten Organisationen 
werden von der Kommission gemeinsam 
mit den Mitgliedstaaten, die ihnen die 
Ermächtigung nach Artikel 3 Absatz 2 der 
Richtlinie 2009/15/EG erteilt haben, 
regelmäßig und mindestens alle zwei Jahre 
einer Bewertung unterzogen, bei der 
überprüft wird, ob sie die Pflichten gemäß 
dieser Verordnung und die 
Mindestkriterien des Anhangs I erfüllen. 
Die Bewertung ist auf diejenigen 
Tätigkeiten der anerkannten 
Organisationen beschränkt, die unter diese 
Verordnung fallen.

(1) Alle anerkannten Organisationen 
werden von der Kommission gemeinsam 
mit den Mitgliedstaaten, die ihnen die 
Ermächtigung nach Artikel 3 Absatz 2 der 
Richtlinie 2009/15/EG erteilt haben, 
regelmäßig und mindestens alle zwei Jahre 
einer Bewertung unterzogen, bei der 
überprüft wird, ob sie die Pflichten gemäß 
dieser Verordnung und die 
Mindestkriterien des Anhangs I erfüllen. 
Die Bewertung ist auf diejenigen 
Tätigkeiten der anerkannten 
Organisationen beschränkt, die unter diese 
Verordnung fallen. Die Kommission 
erleichtert die Beteiligung der 
Mitgliedstaaten an der Bewertung, indem 
sie ein Überwachungsprogramm aufstellt, 
auf das die Mitgliedstaaten bei der 
Erfüllung ihrer Pflichten nach der IMO-
Entschließung A.1070(28) und nach 
Artikel 9 der Richtlinie 2009/15/EG 
zurückgreifen können.
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BEGRÜNDUNG

1. Gegenwärtiger Stand

Am 29. März 2017 hat das Vereinigte Königreich gemäß Artikel 50 des Vertrags über die 
Europäische Union seine Absicht mitgeteilt, aus der Union auszutreten. Dies bedeutet, dass 
das gesamte Primär- und Sekundärrecht der Union ab dem 30. März 2019 nicht mehr für das 
Vereinigte Königreich gilt. Das Vereinigte Königreich wird dann zu einem Drittland.

Folglich werden die EU-Rechtsvorschriften für den Seeverkehr nicht mehr für das Vereinigte 
Königreich gelten. Einer der Bereiche des Unionsrechts, die betroffen wären, ist die 
unionsweite Anerkennung von Organisationen, die Dienste für die Überprüfung und 
Besichtigung der unter der Flagge von Mitgliedstaaten fahrenden Schiffe erbringen (im 
Folgenden „anerkannte Organisationen“).

Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 391/2009 sieht vor, dass Schiffsüberprüfungs- 
und -besichtigungsorganisationen, die von der Kommission auf EU-Ebene anerkannt wurden, 
von der Kommission gemeinsam mit dem Mitgliedstaat, der die Anerkennung ursprünglich 
beantragt hat („einleitender“ Mitgliedstaat), mindestens alle zwei Jahre einer Bewertung 
unterzogen werden müssen.

Aus den Artikeln 7 und 8 der Verordnung ergibt sich, dass anerkannte Organisationen die 
Anforderungen und Mindestkriterien nach Anhang I der Verordnung fortlaufend erfüllen 
müssen, um die EU-Anerkennung zu behalten. Dies wird im Rahmen der ständigen 
Neubewertung überprüft, die nach Artikel 8 Absatz 1 von der Kommission gemeinsam mit 
dem „einleitenden“ Mitgliedstaat durchgeführt wird.
Ab seinem Austritt wird sich das Vereinigte Königreich nicht mehr an den nach Artikel 8 
Absatz 1 der Verordnung durchgeführten Bewertungen derjenigen Organisationen beteiligen 
können, für die das Vereinigte Königreich der „einleitende“ Mitgliedstaat ist. Die fortlaufende 
Gültigkeit der Anerkennung dieser Organisationen auf EU-Ebene könnte folglich infrage 
gestellt werden und konnte im Rahmen der geltenden Bestimmungen der Verordnung nicht 
mit hinreichender Rechtssicherheit geklärt werden.

Der mögliche Verlust der EU-Anerkennung der Organisationen infolge des Austritts des 
Vereinigten Königreichs könnte sich nachteilig auf die Wettbewerbsfähigkeit und die 
Attraktivität der Flaggen der EU-27-Mitgliedstaaten auswirken, die diese anerkannten 
Organisationen dazu ermächtigt haben, in ihrem Auftrag gesetzlich vorgeschriebene 
Überprüfungen, Besichtigungen und Zertifizierungen von Schiffen vorzunehmen. Zwischen 
den betroffenen anerkannten Organisationen und den meisten der EU-27-Mitgliedstaaten 
bestehen derzeit Ermächtigungsvereinbarungen, und nach dem Austritt des Vereinigten 
Königreichs wären diese Staaten nicht mehr in der Lage, diese anerkannten Organisationen 
für die unter ihrer Flagge fahrenden Schiffe zu nutzen. Gleichzeitig stünden Schiffseigner, die 
diese Organisationen auch zu Klassifizierungszwecken nutzen, vor dem Dilemma, ihre 
Schiffe entweder zu einem Nicht-EU-Land auszuflaggen oder gegen ihre privatrechtlichen 
Verträge zu verstoßen, die sie mit den betroffenen Organisationen zur Klassifizierung ihrer 
Schiffe geschlossen haben.

2. Vorschlag der Kommission
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Mit dem Vorschlag der Kommission würde Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung geändert, 
indem die derzeitige Anforderung, nach der nur der „einleitende“ Mitgliedstaat an den 
regelmäßigen Bewertungen durch die Kommission teilnimmt, ersetzt wird und in Zukunft 
jeder Mitgliedstaat teilnehmen kann, der einer der anerkannten Organisationen eine 
Ermächtigung erteilt hat. Dies würde es ermöglichen, dass die Kommission gemeinsam mit 
jedem Mitgliedstaat, der die betreffende anerkannte Organisation ermächtigt hat, für die 
Zwecke des Artikels 3 Absatz 2 der Richtlinie 2009/15/EG in seinem Auftrag zu handeln, 
Bewertungen durchführen kann, nicht nur gemeinsam mit dem „einleitenden“ Mitgliedstaat.

3. Vorschlag der Berichterstatterin

Die Berichterstatterin begrüßt den Vorschlag der Kommission und ist der Ansicht, dass er die 
vom Austritt des Vereinigten Königreichs verursachte Rechtsunsicherheit im Bereich der 
anerkannten Organisationen beheben sowie die betriebliche Kontinuität für die betroffenen 
Schiffseigner und die Wettbewerbsfähigkeit der Flaggen der Mitgliedstaaten der EU-27, die 
mit den betroffenen Organisationen zusammenarbeiten, sichern würde.

Sie empfiehlt deshalb, den Vorschlag der Kommission unverändert anzunehmen.
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